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B9-0137/2022

Entschließung des Europäischen Parlaments zu der Delegierten Verordnung der 
Kommission vom 19. November 2021 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 347/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Unionsliste der Vorhaben 
von gemeinsamem Interesse
(2021/2991(DEA))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Delegierte Verordnung der Kommission (C(2021)08409),

– gestützt auf Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 347/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 17. April 2013 zu Leitlinien für die transeuropäische Energieinfrastruktur 
und zur Aufhebung der Entscheidung Nr. 1364/2006/EG und zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 713/2009, (EG) Nr. 714/2009 und (EG) Nr. 715/20091, 
insbesondere auf Artikel 3 Absatz 4 und Artikel 16 Absatz 5,

– gestützt auf Artikel 111 Absatz 3 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass sich die Europäische Union auf die Werte Rechtsstaatlichkeit und 
Wahrung der Menschenrechte gründet;

B. in der Erwägung, dass die maltesische Investigativjournalistin und Bloggerin Daphne 
Caruana Galizia, die Korruptionsfälle anprangerte, am 16. Oktober 2017 mit einer 
Autobombe ermordet wurde;

C. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament in seiner Entschließung vom 
29. April 2021 zum Mord an Daphne Caruana Galizia und zur Rechtsstaatlichkeit in 
Malta2 die Fortsetzung der unabhängigen öffentlichen Untersuchung zum Mord an 
Daphne Caruana Galizia begrüßt hat, die Regierung und die zuständigen Behörden 
Maltas aufgefordert hat, sämtliche sich aus der Untersuchung ergebenden 
Empfehlungen vollständig umzusetzen, und festgestellt hat, dass die von den 
maltesischen Behörden geleiteten und von Europol unterstützten Ermittlungen in dem 
Mordfall dazu geführt haben, dass mehrere Verdächtige und ein potenzieller 
Drahtzieher des Mordes, bei dem es sich um den Eigentümer des in Dubai ansässigen 
Unternehmens 17 Black Ltd. und ein ehemaliges Mitglied des Verwaltungsrats von 
ElectroGas Malta Ltd. handelt, identifiziert wurden, gegen sie Anklage erhoben wurde 
und Verfahren gegen sie laufen;

D. in der Erwägung, dass die Kommission absolut stichhaltige Garantien dafür geben 
sollte, dass keine Unionsmittel an Kriminelle fließen;

E. in der Erwägung, dass in vorigen Unionslisten von Vorhaben von gemeinsamem 
Interesse – die von der Kommission gemäß Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EU) 

1 ABl. L 115, 25.4.2013, S. 39.
2 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0148.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=OJ:L:2013:115:TOC
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Nr. 347/2013 im Wege von delegierten Rechtsakten angenommen wurden – und in der 
fünften Unionsliste von Vorhaben von gemeinsamem Interesse – die im Wege des 
delegierten Rechtsakts, auf den sich diese Entschließung bezieht, angenommen wurde – 
auch die Gasfernleitung zwischen Malta und Italien, die Melita TransGas Pipeline 
(„MTGP“), aufgeführt ist;

F. in der Erwägung, dass Vorhaben von gemeinsamem Interesse für eine Finanzierung aus 
der Fazilität „Connecting Europe“ in Betracht kommen, die durch die Verordnung (EU) 
2021/1153 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2021 zur Schaffung 
der Fazilität „Connecting Europe“ und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) 
Nr. 1316/2013 und (EU) Nr. 283/20143 geschaffen wurde;

G. in der Erwägung, dass die Union Vertragspartei des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen gegen Korruption4 ist;

H. in der Erwägung, dass das Übereinkommen der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) über die Bekämpfung der Bestechung 
ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr am 17. Dezember 1997 
unterzeichnet, die Empfehlung des OECD-Rates zur weiteren Bekämpfung der 
Bestechung am 26. November 2009 angenommen und die Empfehlung zur steuerlichen 
Abzugsfähigkeit von Bestechungsgeldern an ausländische Amtsträger am 11. April 
1996 angenommen wurde;

I. in der Erwägung, dass das Übereinkommen aufgrund von Artikel K.3 Absatz 2 
Buchstabe c des Vertrags über die Europäische Union über die Bekämpfung der 
Bestechung, an der Beamte der Europäischen Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union beteiligt sind, am 28. September 2005 in Kraft getreten ist;

J. in der Erwägung, dass die Union das Pariser Klimaschutzübereinkommen im Anschluss 
an die 21. Konferenz der Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen (im Folgenden „Übereinkommen von Paris“) 
geschlossen hat, dessen Vertragsparteien verpflichtet sind, den Anstieg der 
durchschnittlichen Erdtemperatur deutlich unter 2 °C über dem vorindustriellen Niveau 
zu halten und Anstrengungen zu unternehmen, um den Temperaturanstieg auf 1,5 °C 
über dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen;

K. in der Erwägung, dass durch fossile Brennstoffe verursachte Treibhausgasemissionen 
am stärksten zum Klimawandel beitragen; in der Erwägung, dass neue Gasinfrastruktur 
auf eine Lebensdauer von mindestens 40 bis 50 Jahren und teilweise sogar mehr 
ausgelegt ist; in der Erwägung, dass der Bau neuer Gasinfrastrukturprojekte, die in der 
fünften Unionsliste der Vorhaben von gemeinsamem Interesse aufgeführt sind, zu 
einem erneuten langfristigen Festhalten am Einsatz fossiler Brennstoffe führen würde, 
das mit den Verpflichtungen aus dem Übereinkommen von Paris unvereinbar ist; in der 
Erwägung, dass die Anzahl der Stromvorhaben im Vergleich zwischen der vierten und 
der fünften Unionsliste der Vorhaben von gemeinsamem Interesse drastisch 
zurückgegangen ist, da in der fünften Unionsliste nur 67 Stromvorhaben verzeichnet 

3 ABl. L 249 vom 14.7.2021, S. 38.
4 ABl. L 287 vom 29.10.2008, S. 1.
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wurden, während es in der vierten Liste noch 102 Stromvorhaben waren;

L. in der Erwägung, dass die Union die Verordnung (EU) 2021/1119 vom 30. Juni 2021 
zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/19995 („Europäisches 
Klimagesetz“) angenommen hat, wonach die Kommission verpflichtet wird, die 
Vereinbarkeit eines jeden Entwurfs einer Maßnahme bzw. eines jeden 
Legislativvorschlags, einschließlich Haushaltsvorschlägen, vor der Annahme mit dem 
Ziel der Klimaneutralität gemäß Artikel 2 Absatz 1 und mit den Klimazielen der Union 
für 2030 und 2040 zu bewerten und das Bewertungsergebnis zum Zeitpunkt der 
Annahme öffentlich zugänglich zu machen;

M. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament seine Entschließung vom 
28. November 2019 zum Klima- und Umweltnotstand6 angenommen hat;

N. in der Erwägung, dass die Kommission in ihrer Mitteilung vom 11. Dezember 2019 
über den europäischen Grünen Deal eine neue Wachstumsstrategie dargelegt hat, mit 
der sich die Union zu einer fairen und wohlhabenden Gesellschaft mit einer modernen, 
ressourceneffizienten und wettbewerbsfähigen Wirtschaft wandeln soll, in der das Ziel 
der Klimaneutralität bis spätestens 2050 erreicht wird, und in der Erwägung, dass das 
Europäische Parlament eine Entschließung vom 15. Januar 2020 zu dem Thema „Der 
europäische Grüne Deal“7 angenommen hat;

O. in der Erwägung, dass der Europäische Rat in seinen Schlussfolgerungen vom 
12. Dezember 2019 das Ziel, bis 2050 eine klimaneutrale Union zu erreichen, 
unterstützt hat;

P. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament seine Entschließung vom 21. Oktober 
2021 zur Klimakonferenz der Vereinten Nationen 2021 in Glasgow (Vereinigtes 
Königreich) (COP 26)8; angenommen hat;

Q. in der Erwägung, dass es von entscheidender Bedeutung ist, die Ziele der Union in den 
Bereichen Versorgungssicherheit und Energieunabhängigkeit zu erreichen, wobei 
jedoch überhöhte Schätzungen, Überkapazitäten und nicht in Betrieb befindliche 
Anlagen nur zu höheren Tarifen führen, in deren Folge die Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft geschwächt wird und die Energiekosten der Haushalte, die in der derzeitigen 
Energiepreiskrise bereits unter Druck stehen, steigen;

R. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament in seiner Entschließung vom 
21. Oktober 2021 zu einer EU-Strategie zur Verringerung der Methanemissionen9 
festgestellt hat, dass fast 20 % der Methanemissionen der EU aus der Energiewirtschaft 
stammen, einschließlich Förderung, Produktion, Verarbeitung, Transport, Speicherung, 
Weiterleitung und Verteilung von Öl und Gas, und gefordert hat, die Unterstützung der 
EU für den Ausbau der Infrastruktur für fossile Brennstoffe einzustellen;

5 ABl. L 243 vom 9.7.2021, S. 1.
6 Angenommene Texte, P9_TA(2019)0078.
7 Angenommene Texte, P9_TA(2020)0005.
8 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0437.
9 Angenommene Texte, P9_TA(2021)0436.

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2019-0078_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2019-0078_DE.html
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S. in der Erwägung, dass laut dem jüngsten Bericht der Internationalen Energie-Agentur 
über das Erreichen der Klimaneutralität bis 2050 gemäß ihrem Klimaneutralitätskurs 
keine Investitionen in die Versorgung mit neuen fossilen Brennstoffen erforderlich sind, 
wobei es sich um eine Schlussfolgerung handelt, der sich die Kommission in ihrem 
Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung der Leitlinien für die transeuropäische 
Energieinfrastruktur angeschlossen hat;

T. in der Erwägung, dass Leitlinien für Ausgaben im Rahmen der Fazilität „Connecting 
Europe“ sowie für die überarbeitete Auswahl von Vorhaben für die fünfte Unionsliste 
von Vorhaben von gemeinsamem Interesse im Einklang mit den Verpflichtungen der 
Union und der Mitgliedstaaten im Rahmen des Übereinkommens von Paris und des 
Europäischen Klimagesetzes10 herausgegeben werden müssen;

1. erhebt Einwände gegen die Delegierte Verordnung der Kommission;

2. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission zu übermitteln und 
sie darauf hinzuweisen, dass die Delegierte Verordnung nicht in Kraft treten kann;

3. fordert die Kommission auf, so bald wie möglich, spätestens jedoch im Juni dieses 
Jahres in einem beschleunigten Verfahren einen neuen delegierten Rechtsakt – mit der 
beigefügten Bewertung der Vereinbarkeit, die nach Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 6 des 
Europäischen Klimagesetzes erforderlich ist – vorzulegen, in dem der Bau neuer 
Infrastruktur für fossile Brennstoffe mit möglichen langfristigen Bindungseffekten nicht 
vorgesehen ist und der uneingeschränkt mit den Verpflichtungen der Union und der 
Mitgliedstaaten im Rahmen des Übereinkommens von Paris vereinbar ist;

4. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat sowie den Regierungen und 
Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.

10 ABl. L 243 vom 9.7.2021, S. 1.


